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Unterrichtung 

durdi die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines Gemeinschaftszoiikontingents für Waren der Tarifsteiie 22.09 C I 
des Gemeinsamen Zolltarifs, mit Ursprung in den mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft assoziierten überseeischen Ländern und Gebieten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat autonom den Artikel 2 Abs. 1 und das 
Protokoll Nr. 7 der Konvention AKP-EWG von Lome 
in Kraft gesetzt. Er hat mit Verordnung (EWG) Nr. 
1600/75 ein zollfreies Gemeinschaftszollkontingent 
für die Waren der Tarifstelle 22.09 C I des Gemein- 
samen Zolltarifs (Rum, Arrak, Tafia), mit Ursprung 
in den AKP-Staaten, eröffnet. Mit seiner Verord- 
nung (EWG) Nr. 1957/75 ^) hat der Rat die Interims- 
regelung für den Handelsverkehr mit den mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft assoziierten 
Ländern und Gebieten festgelegt. Diese Verordnung 
sieht den Erlaß einer Sonderregelung für die vor- 
genannten Waren mit Ursprung in diesen Ländern 
und Gebieten vor. Der Rat ist im Rahmen der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1956/75®) übereingekommen, 
den Wortlaut dieser Einfuhrregelung vor dem 
30. November zu verabschieden. Somit ist für diese 
Waren mit Ursprung in diesen Ländern und Gebie- 
ten die Eröffnung eines zollfreien Gemeinschaftszoll- 
kontingents vorzusehen. Wegen der Eigentümlich- 
keiten des Marktes dieser Waren ist es zweckdien- 
lich, den ersten Kontingentszeitraum auf die Zeit 
vom 1. Dezember 1975 bis zum 30. Juni 1976 fest- 
zusetzen. 


Der Rat ist übereingekommen, daß diese Regelung 
unter Berücksichtigung der bisher von den Mitglie- 
dern des Rates vorgebrachten Interessen, einschließ- 
lich der Gemeinschaftspräferenz und der üblichen 
Garantien für die Erzeuger in der Gemeinschaft fest- 
gesetzt wird. Somit ist die Kontingentsmenge für 
den in Betracht kommenden Zeitraum auf der Grund- 
lage des Mittels der Einfuhren der letzten drei Jahre 
festzusetzen und eine Wachstumsrate von 13 v. H. 
anzuwenden. Dieser Menge ist eine ausnahmsweise 
Menge zuzurechnen, die sowohl die Einfuhrvoraus- 
sagen einiger Mitgliedstaaten als auch die Gemein- 
schaftspräferenz berücksichtigt. 

Die Kontingentsmenge ist somit auf 34 000 hl rei- 
nen Alkohol festzusetzen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
die vorgesehenen Kontingentszollsätze fortlaufend 
auf sämtliche Einfuhren der betreffenden Waren in 
allen Mitgliedstaaten bis zur Ausschöpfung des Kon- 
tingents angewandt werden. Der Gemeinschafts- 
charakter dieses Kontingents kann unter Beachtung 
der oben aufgestellten Grundsätze dadurch gewahrt 
werden, daß bei der Ausnutzung des Gemeinschafts- 
zollkontingents von einer Aufteilung der Menge auf 
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die Mitgliedstaaten ausgegangen wird. Damit die 
tatsächliche Marktentwicklung der betreffenden Wa- 
ren möglichst weitgehend berücksichtigt wird, ist 
diese Aufteilung entsprechend dem Bedarf der Mit- 
gliedstaaten vorzunehmen, der einerseits an Hand 
der statistischen Angaben über die während eines 
repräsentativen Bezugszeitraums getätigten Einfuh- 
ren der genannten Waren mit Ursprung in den Län- 
dern und Gebieten, und andererseits nach den Wirt- 
schaftsaussichten für den betreffenden Kontingents- 
zeitraum zu berechnen ist. 

Unter Berücksichtigung der Entwicklung der Ein- 
fuhren in den Mitgliedstaaten kann die ursprüng- 
liche prozentuale Beteiligung an der Kontingents- 
menge wie folgt festgelegt werden: 


Benelux 

9,35, 

Dänemark 

0,39, 

Deutschland 

90,14, 

Frankreich 

0,03, 

Irland 

0,03, 

Italien 

0,03, 

Vereinigtes Königreich 

0,03. 


Um der Entwicklung der Einfuhren der betreffen- 
den Waren in den einzelnen Mitgliedstaaten Rech- 
nung zu tragen, ist die Kontingentsmenge in zwei 
Raten zu teilen, wobei die erste Rate auf die einzel- 
nen Mitgliedstaaten aufgeteilt wird und die zweite 
Rate als Reserve zur späteren Deckung des Bedarfs 
derjenigen Mitgliedstaaten bestimmt ist, die ihre 
ursprüngliche Quote ausgeschöpft haben. Um den Im- 
porteuren jedes Mitgliedstaats eine gewisse Sicher- 
heit zu geben, ist es angezeigt, die erste Rate des 
Gemeinschaftszollkontingents auf einen Satz festzu- 
setzen, der im vorliegenden Fall 90 v. H. der Kontin- 
gentsmenge betragen könnte. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den, Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und um 
Unterbrechungen auszuschalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast ganz 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine einzel- 
nen zusätzlichen Quoten fast ganz ausgenutzt sind 
und soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. 
Die ursprünglichen und die zusätzlichen Quoten 
müssen bis zum Ende des Kontingentszeitraums gel- 
ten. Diese Art der Verwaltung erfordert eine enge 


Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission, die vor allem die Möglichkeit 
haben muß, den Stand der Ausnutzung der Kontin- 
gentsmenge zu verfolgen und die Mitgliedstaaten 
davon zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen erheblichen Prozentsatz davon auf die Reser- 
ve übertragen, damit nicht ein Teil des Gemein- 
schaftszollkontingents in einem Mitgliedstaat unge- 
nutzt bleibt, während er in anderen Mitgliedstaaten 
verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom 1. Dezember 1975 bis zum 30. Juni 1976 sind 
Rum, Arrak und Tafia der Tarifstelle 22.09 C I 
des Gemeinsamen Zolltarifs, mit Ursprung in den 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
assoziierten überseeischen Ländern und Gebie- 
ten, im Rahmen eines Gemeinschaftszollkontin- 
gents in einer Menge von 34 000 Hektoliter rei- 
nen Alkohol zollfrei zur Einfuhr in die Gemein- 
schaft zugelassen. 

2. Die Gewährung der Zollfreiheit in den neuen 
Mitgliedstaaten greift jedoch nicht der Anwen- 
dung des Artikels 38 der Beitrittsakte vor. 

3. Als Waren mit Ursprung in diesen Ländern und 
Gebieten gelten die Waren, die den Vorschrif- 
ten der Verordnung (EWG) Nr. 1957/75 entspre- 
chen. 

Nach Inkrafttreten der Verordnung (EWG) über 
die Assoziierung der überseeischen Länder und 
Gebiete an die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft gelten die Ursprungsregeln dieser Ver- 
ordnung. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 25. November 1975 - 114 - 680 70 - E - La 4/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 2 


Artikel 4 


1. Von dem in Artikel 1 genannten Gemeinschafts- 
zollkontingent wird eine erste Rate von 30 600 
Hektoliter reinen Alkohol auf die Mitgliedstaa- 
ten aufgeteilt; die Quoten, die vorbehaltlich des 
Artikels 5 bis zum Ende des in Artikel 1 bezeich- 
neten Zeitraums gelten, belaufen sich auf folgen- 
de Mengen: 


Benelux 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Vereinigtes Königreich 


2 860 hl reinen Alkohol, 
120 hl reinen Alkohol, 
27 580 hl reinen Alkohol, 
10 hl reinen Alkohol, 
10 hl reinen Alkohol, 
10 hl reinen Alkohol, 
10 hl reinen Alkohol. 


2. Die zweite Rate in Hohe von 3400 hl reinen 
Alkohol bildet die Reserve. 


Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 1 festgesetzte ursprüngliche Quote oder - 
bei Anwendung des Artikels 5 - die gleiche Quo- 
te abzüglich der auf die Reserve übertragenen 
Menge zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt er unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission - soweit die Reservemenge aus- 
reicht - die Ziehung einer zweiten Quote in 
Höhe von 15 v. H. seiner ursprünglichen Quote 
vor, die gegebenenfalls auf die höhere Einheit 
aufgerundet wird. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 die Zie- 
hung einer dritten Quote in Höhe von 7,5 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote vor, die gegebenen- 
falls auf die höhere Einheit aufgerundet wird. 


Die gemäß Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten 
gelten bis zum 30. Juni 1976. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten übertragen spätestens am 
1. April 1976 von ihrer nicht ausgenutzten ursprüng- 
lichen Quote den Teil auf die Reserve, der am 
15. März 1976 20 v. H. dieser ursprünglichen Quote 
übersteigt. Sie können eine größere Menge über- 
tragen, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß 
die betreffende Menge nicht ausgenutzt werden 
kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 1. April 1976 die gesamte Menge der Ein- 
fuhren der betreffenden Ware mit, die sie bis zum 
15. März 1976 einschließlich durchgeführt und auf 
das Gemeinschaftszollkontingent angerechnet haben 
sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ursprünglichen 
Quote, den sie auf die Reserve übertragen. 


Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitgliedstaa- 
ten über den Stand der Ausschöpfung der Reserve, 
sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
5. April 1976 über den Stand der Reserve nach den 
gemäß Artikel 5 erfolgten Übertragungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reser- 
ve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
den Restbetrag an. 


3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt die- 
ser Mitgliedstaat unter den gleichen Bedingun- 
nen die Ziehung einer vierten Quote in Höhe 
der dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird bis zur völligen Ausschöp- 
fung der Reserve angewandt. 

4. Abweichend von den Absätzen 1, 2 und 3 können 
die Mitgliedstaaten Ziehungen niedrigerer Quo- 
ten als in diesen Absätzen vorgesehen vorneh- 
men, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß 
diese nicht ausgeschöpft werden können. Sie 
unterrichten die Kommission über die Gründe, 
die sie veranlaßt haben, diesen Absatz anzu- 
wenden. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Vorkehrungen, um durch die Eröffnung der zu- 
sätzlichen Quoten, die sie gemäß Artikel 3 gezo- 
gen haben, die fortlaufende Anrechnung auf 
ihren kumulierten Anteil an dem Gemeinschafts- 
zollkontingent zu ermöglichen. 

2. Die Mitgliedstaaten garantieren den in ihrem 
Gebiet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Waren den freien Zugang zu den ihnen zugeteil- 
ten Quoten. 

3. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der zum freien 
Verkehr angemeldeten Einfuhren mit Ursprung 
aus diesen Ländern und Gebieten festgestellt. 
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Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission monat- 
lich mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre Quo- 
ten angerechnet wurden. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung dieser Verordnung 
eng zusammen. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1975 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


I. 

Kraft der Verordnungen (EWG) Nr. 1598/75 und 
Nr. 1600/75 des Rates vom 24. Juni 1975 wendet die 
Gemeinschaft bestimmte Vorschriften' der Konven- 
tion AKP-EWG von Lome über den Handelsverkehr 
und eine Einfuhrregelung für die Waren der Tarif- 
stelle 22.09 C I des GZT (Rum, Arrak, Tafia) vorzei- 
tig an. 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 1957/75 vom 30. Juli 
1975 hat der Rat eine Interimsregelung für den 
Handelsverkehr mit den mit der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft assoziierten Ländern und Gebie- 
ten festgesetzt, deren Artikel 8 eine besondere 
Regelung für die genannten Waren vorsieht; er hat 
hierzu einen status quo beschlossen [Verordnung 
(EWG) Nr. 1958/75 vom 30. Juli 1975]. In diesem 
Zusammenhang ist der Rat mittels einer Erklärung 
übereingekommen, diese Regelung spätestens bis 
zum 30. November 1975 zu erlassen, und zwar „unter 
Berücksichtigung der bisher von den Mitgliedern des 
Rates vorgebrachten verschiedenen Interessen, ein- 
schließlich der Gemeinschaftspräferenz und der üb- 
lichen Garantien für die Erzeuger in der Gemein- 
schaft", Er hat weiterhin die Kommission beauftragt, 
alle wirtschaftlichen und statistischen Daten über 
den Handelsverkehr mit diesen Waren zwischen 
den ULG und der EWG zusammenzustellen. 

II . 

Die Analyse der wirtschaftlichen und statistischen 
Daten kann als Kursüberblick wie folgt zusammen- 
gefaßt werden: 

Rum wird in dreien der Länder und Gebiete herge- 
stellt (die Herstellung von Arrak und Tafia ist sehr 
gering). Für diese Länder ist diese Herstellung die 
hauptsächliche Devisenquelle. 

A. Herstellungsländer 
— Aruba (seit 1974) 

— St. Martin (seit 1968) 

— Surinam (geringe Mengen). 

Die beiden ersten gehören zu den niederländi- 
schen Antillen, während Surinam überlegt, der 
Konvention von Lome beizutreten. 


Die Destillerien in Aruba und St. Martin haben 
keine eigenen Zuckerrohr-Plantagen; sie verar- 
beiten aus Venezuela, Kuba, Porto Rico und 
anderen Ländern eingeführte Melasse, deren Lie- 
ferungen von den mitunter unregelmäßigen Ern- 
ten abhängt. 

B. Herstellung 

Die Kapazität der Destillerien in Aruba und 
St. Martin kann mit höchstens 104 000 hl reinem 
Alkohl angesetzt werden (bzw. 23 700 und 80 000). 
Die tatsächliche Produktionszahl ist nicht be- 
kannt. 

C. Ausfuhren 

Die Ausfuhren nach der Gemeinschaft sind beson- 
ders für die Niederlande und die Bundesrepublik 
Deutschland bestimmt. Hierfür sind nur die von 
den Destillerien gegebenen Zahlen bekannt (in hl 
reinem Alkohol) : 



Aruba 

St. Martin 


1973 

— 

20 800 

= 20 800 

1974 

5 135 

30 400 

= 35 535 

1975 (Schätzung) 

19 750 

48 000 

= 57 750 


D. Einfuhr in die Mitgliedstaaten der EWG 

Allein die Niederlande und die Bundesrepublik 
Deutschland führen diese Waren ein. Die Prüfung 
der nationalen Statistiken und der der Gemein- 
schaft ergab, daß deren Angaben kaum als genü- 
gend sichere Grundlage zur genauen Findung 
der Einfuhren in Hektoliter reinem Alkohol aus 
den Ländern und Gebieten anzusehen sind (z. B. 
geheime Zahlen in Deutschland, Angaben in 
Tonnen oder Wert, keine Alkoholgradangabe). 
Auch wurde festgestellt, daß diese Angaben 
Unterschiede mit den Ausfuhrzahlen der Aus- 
fuhrländer aufweisen. 

E. Angesichts dieser Lage haben die Mitgliedstaaten 
auf Bitten der Gemeinschaftsinstanzen eine ein- 
gehende Analyse ihrer diesbezüglichen Einfuh- 
ren der letzten Jahre durchgeführt. Diese ergab 
folgende Zahlen: 
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1. Halbj. 

2. Halbj. 

1. Halbjahr 

2. Halbj. 


1972 

1973 

1974 

1975 

1975 *) 

1976 *) 

1976 *) 

Benelux 

0 

5 848 

1565 

1500 

3 500 

4 900 

2 100 

Dänemark 

464 

117 

152 

12 

125 

25 

125 

Bundesrepublik 

Deutschland 

30 246 

56 876 

23102 

26 550 

45 000 

35 000 

45 000 

Frankreich 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Irland 

4 

6 

13 

— 

7 

7 

7 

Italien 

— 

— 

6 

5 

— 

— 

— 

Vereinigtes 

Königreich 

— 

• — 

— 

— 

— 

— 

— 

Total 

30 714 

62 847 

24 838 

28 067 

48 632 

39 932 

47 232 





= 76 699 


= 87 164 



F. Die Kommission ist der Ansicht, daß die vorste- 
henden Zahlen für die Festlegung der Mengen 
an Rum, Arrak, Tafia, die zollfrei in die Gemein- 
schaft eingeführt werden können, eine vollwer- 
tige Grundlage darstellen. 


111 . 

Zufolge der Erklärung des Rates (siehe unter L) 
wird die Eröffnung eines zollfreien Gemeinschafts- 
zollkontingents für die betreffenden Waren mit 
Ursprung in den ÜLG vorgeschlagen. 

Die Festsetzung der Kontingentsmenge baut auf 
folgenden Leitsätzen auf: 

A. Mangels einer regelmäßigen Entwicklung der 
Gemeinschaftseinfuhren scheint es gerechtfer- 
tigt, als Grundlage das Mittel der Einfuhren der 
letzt drei statistisch verfügbaren Jahre zu neh- 
men, d. h. eine Kontingentsmenge von 39 466 hl 
reinem Alkohol, 

B. Da der Rat eine Regelung für die Zeit vom 1. De- 
zember 1975 bis zum 30. Juni 1976 erwartet, er- 
gibt sich pro rata temporis eine Menge von 
23 021 hl reinem Alkohol. 

C. Zur Beibehaltung eines gewissen Parallelismus 
mit der gemeinschaftlichen Regelung, die für die 
Einfuhren der gleichen Waren mit Ursprung in 


den AKP-Ländern gilt, kann diese Menge um 
eine jährliche Wachstumsrate von 13 v. H. erhöht 
werden; dies ergibt 26 013 hl reinen Alkohol. 

D. Einige Mitgliedstaaten haben jedoch für den in 
Betracht kommenden Zeitraum Vorausschätzun- 
gen für Einfuhren diesen Ursprungs vorgebracht, 
die diese Menge überschreiten. In Berücksichti- 
gung dieser Schätzungen, aber auch unter Ein- 
beziehung der Sorge, die Gemeinschaftspräfe- 
renz zu wahren, erscheint es zweckdienlich, diese 
Menge ausnahmsweise um etwa 8000 hl reinen 
Alkohol zu erhöhen, was so 34 000 hl ergibt. 

E. Der Verordnungsvorschlag zur Eröffnung dieses 
Zollkontingents sieht wie es die Regel ist - die 
Aufteilung der Kontingentsmenge in zwei Raten 
vor, deren erste in Quoten auf die Mitgliedstaa- 
ten aufgeteilt wird und die zweite die Reserve 
bildet. Hinsichtlich des vorzusehenden Verwal- 
tungsverfahrens scheint im vorliegenden Fall die 
freie Wahl am zweckentsprechendsten zu sein. 


IV. 

Die Billigung des Vorschlages einer Verordnung 
(EWG) des Rates über das oben beschriebene Ge- 
meinschaftszollkontingent wird vorgeschlagen. 


*) Schätzung 
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